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Zum 1. Juli steigt der Pflegebeitrag für kinderlose Ar-

beitnehmer und Versicherte mit einem Kind, auch 

wenn die Steuerlast damit etwas sinkt. Beitragszahler 

mit zwei oder mehr Kindern zahlen dagegen weniger. 

Die Arbeitgeber müssen insgesamt nicht nur höhere 

Beitragsanteile schultern, sondern auch mit einem 

ausufernden Verwaltungsaufwand umgehen. 

Zum 1. Juli steigt der Beitragssatz zur Pflegeversiche-

rung, nachdem der Bundesrat dem Gesetzentwurf 

Mitte Juni abschließend zugestimmt hat. Berechnungen 

anhand des IW-Mikrosimulationsmodells STATS (Be-

znoska, 2016) zeigen, dass Arbeitnehmer und Arbeitge-

ber in den kommenden sechs Monaten insgesamt rund 

3 Milliarden Euro zusätzlich für die Pflegeversicherung 

aufbringen werden. Auf das kommende Jahr gerechnet 

bedeutet die Beitragssatzerhöhung ein Einnahmenplus 

von ungefähr 6 Milliarden Euro.  

Beitragssatzstaffelung nach Kinderzahl 

Der Beitragsanstieg verteilt sich nicht proportional auf 

alle Beitragszahler. Vielmehr gewinnt die Kinderkompo-

nente an Bedeutung. Bisher wurde lediglich unterschie-

den, ob ein Beitragszahler Kinder hat oder nicht. Zum 1. 

Juli steigt zunächst der reguläre Beitragssatz um 0,35 

Prozentpunkte auf 3,4 Prozent. Dieser Satz gilt für alle 

Beitragszahler mit einem Kind. Der Zuschlag für 

kinderlose Beitragszahler steigt nochmal um 0,25 Pro-

zentpunkte auf 0,6 Prozent, so dass der maximale Bei-

tragssatz künftig 0,6 Prozentpunkte höher bei 4,0 Pro-

zent liegt. Beitragszahler mit mehreren Kindern erhal-

ten dagegen ab dem zweiten Kind eine Beitragssatzre-

duktion von 0,25 Prozentpunkten, solange der Nach-

wuchs unter 25 Jahre alt ist. Wer zwei Kinder unter 25 

Jahren hat, zahlt demnach 3,15 Prozent seines beitrags-

pflichtigen Einkommens in die Pflegeversicherung - so-

bald das zweite Kind 25 Jahre alt wird, wieder 3,4 Pro-

zent. Bei drei Kindern beträgt der Rabatt 0,5 Prozent-

punkte. Dies führt dazu, dass ab drei Kindern unter 25 

Jahren der Beitragssatz gegenüber dem Status quo sinkt 

(von 3,05 Prozent auf 2,9 Prozent). Das Minimum wird 

bei mindestens fünf Kindern mit 2,4 Prozent erreicht.  

Die Kinderkomponente wirkt sich jedoch ausschließlich 

auf den Arbeitnehmeranteil des Beitragssatzes aus, 

weshalb dieser bereits ab dem zweiten Kind sinkt. Für 

die Arbeitgeber erhöht sich der Beitragsanteil unabhän-

gig von der Kinderzahl auf 1,7 Prozent. Darüber hinaus 

müssen die Personalabteilungen ab dem 1. Juli auch für 

jeden Mitarbeitenden die Anzahl und das Alter der Kin-

der ermitteln, um den Pflegeversicherungsbeitrag kor-

rekt berechnen und abführen zu können. Das verur-

sacht nicht nur einmalig einen hohen Verwaltungsauf-

wand, denn bei jedem neugeborenen Kind wird künftig 
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eine neue Beitragsberechnung notwendig ebenso wie 

bei Überschreiten der Altersgrenze ab dem zweiten 

Kind. 

Beispielhafte Beitragsbelastungen 

Für kinderlose Beitragszahler bedeutet diese Regelung 

im 2. Halbjahr 2023 insgesamt eine Erhöhung des Bei-

trags in die gesetzliche Pflegeversicherung um bis zu 

127 Euro. Im Jahr 2024 beläuft sich die Beitragserhö-

hung aufs Jahr gerechnet auf bis zu 272 Euro. Ein allein-

stehender Durchschnittsverdiener (48.000 Euro Brutto-

einkommen im Jahr 2023) muss von Juli bis Dezember 

2023 insgesamt rund 100 Euro und im nächsten Jahr 

rund 200 Euro mehr zahlen. Dagegen zahlt ein Ehepaar 

mit zwei Kindern und 60.000 Euro Bruttojahreseinkom-

men im 2. Halbjahr dieses Jahres unter dem Strich auf 

sechs Monate gerechnet 23 Euro weniger in die Pflege-

kasse ein als noch im 1. Halbjahr 2023. Mit jedem wei-

teren Kind erhöht sich die Ersparnis. Bei einem Kind un-

ter 25 Jahren steigt dagegen der Pflegebeitrag für Fami-

lien. Für Alleinerziehende sind die Auswirkungen ana-

log, so dass der Beitrag bei einem Kind steigt und ab 

zwei Kindern sinkt. 

Insgesamt werden 9,2 Millionen Personen (mehr als 

zwei Kinder unter 25 Jahren) über einen geringeren Ar-

beitnehmerbeitrag entlastet. Betrachtet man Arbeit-

nehmer- und Arbeitgeberbeitrag zusammen, so sind da-

gegen knapp 2,5 Millionen Beitragszahler mit drei oder 

mehr Kindern unter 25 Jahren von einem insgesamt 

niedrigeren Beitragssatz betroffen. 

Beitrag steigt, Steuereinnahmen sinken 

Der reine Blick auf die Beitragshöhe verkennt jedoch die 

Verflechtung von Sozialversicherung und Steuersystem. 

Da die Pflichtbeiträge komplett steuerlich abzugsfähig 

sind, reduziert sich in der Folge das zu versteuernde Ein-

kommen und damit die zu zahlende Einkommensteuer. 

Die Gegenbuchung erfolgt in Höhe des jeweiligen 

Grenzsteuersatzes eines Steuer- und Beitragszahlers. 

Im Fall des alleinstehenden Durchschnittsverdieners 

führt dies dazu, dass der im 2. Halbjahr 2023 um 

102 Euro gestiegene Pflegeversicherungsbeitrag zu 

knapp einem Drittel durch die Einkommensteuer kom-

pensiert wird. Das Nettoeinkommen fällt im 2. Halbjahr 

folglich insgesamt um 69 Euro statt um 102 Euro gerin-

ger aus (Abbildung). Bei Familien ab zwei Kindern steigt 
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dagegen die Einkommensteuerzahlung aufgrund des 

geringeren Pflegebeitrags.  

Die Entlastung beim Beitragszahler führt umgekehrt zu 

verringerten Steuereinnahmen des Staates, da für Ar-

beitnehmer die gestiegenen Beiträge bei der Einkom-

mensteuer abzugsfähig sind. Gleichzeitig schmälert der 

höhere Arbeitgeberanteil den Gewinn der Unterneh-

men. Damit entgehen dem Staat bei Kapitalgesellschaf-

ten aufgrund der Veränderung des Arbeitgeberanteils 

Steuern in Höhe von rund 30 Prozent, bei Personenge-

sellschaften kann der Wert bis zu 45 Prozent betragen. 

Insgesamt fließt knapp ein Drittel der höheren Sozial-

beiträge, also im kommenden Jahr rund 2 Milliarden 

Euro, in Form geringerer Steuern an die Beitragszahler 

und ihre Arbeitgeber zurück. Per Saldo generiert der 

Staat damit durch die Anhebung des Beitragssatzes in 

der Pflegeversicherung lediglich rund 4 Milliarden Euro 

pro Jahr.  

Nicht berücksichtigt sind dabei mögliche Verhaltensan-

passungen bei Arbeitsangebot und -nachfrage. Der 

wachsende Steuerkeil, also der Anteil von Steuern und 

Sozialabgaben an den Arbeitskosten, reduziert die Ar-

beitsanreize. Gleichzeitig erhöhen sich die Arbeitskos-

ten für die Unternehmen aufs Jahr gerechnet um 2,5 

Milliarden Euro. Die weiteren 3,5 Milliarden Euro Mehr-

kosten pro Jahr tragen die Versicherten sowie der Staat 

als Teil der Transferzahlungen. Zudem steigt der Ver-

waltungsaufwand in den Betrieben und der Verwal-

tung. Insgesamt verschlechtert die Reform die Wettbe-

werbsfähigkeit des Standorts Deutschland sowohl mit 

Blick auf private Investitionen als auch beim Anwerben 

ausländischer Fachkräfte. 

Die Beitragserhöhung zur Stabilisierung der Finanzen 

der Pflegeversicherung verschärft zudem den Vertei-

lungskampf in den Haushalten der Gebietskörperschaf-

ten Bund, Länder und Kommunen. Denn während Bund 

und Länder bei der Einkommensteuer jeweils 42,5 Pro-

zent des Steuerausfalls tragen müssen, entfallen 

15 Prozent der Mindereinnahmen auf die Kommunen. 

Bei der Körperschaftsteuer teilen sich Bund und Länder 

die Mindereinnahmen. Dagegen ist systematisch nichts 

einzuwenden, allerdings sollten diese Effekte mit be-

dacht werden, da sie die Finanzierungsstruktur des 

Staates verändern. Von daher ist es verwunderlich, dass 

das Bundesfinanzministerium in seiner Evaluierung des 

Gesetzesvorhabens darauf nicht eingeht (Deutscher 

Bundestag, 2023). 

Fragwürdiges Reformziel 

Mit den Mehreinnahmen in der Pflegeversicherung – so 

könnte man hoffen – ließen sich aktuelle Finanzlöcher 

in der Pflegekasse stopften. Tatsächlich sollen aber 

gleichzeitig die häusliche Pflege gestärkt und pflegebe-

dürftige Menschen und ihre Angehörigen sowie andere 

Pflegepersonen entlastet werden. Leistungsausweitun-

gen sind jedoch fehl am Platze. Denn nicht nur der Pfle-

gefachkräftemangel sorgt für steigende Arbeitskosten, 

gleichzeitig führt die Bevölkerungsalterung zu steigen-

den Pflegefallzahlen (Statistisches Bundesamt, 2023). 

Das allein wird die Finanzierungserfordernisse weiter in 

die Höhe treiben. Zusätzliche Leistungsversprechen ver-

schärfen das Problem noch, statt es zu lösen. 
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